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Bezirksverband Charlottenburg der Kleingärtner e. V.
Anlage 2: bauliche Anlagen und Beseitigungsauflagen Vorgangsnummer:_______________

Kolonie:___________________________________ Parzelle:_____________
Im Übrigen wird gemäß § 18 Abs. 2 Unterpachtvertrag folgendes vereinbart (es gelten die jeweils angekreuzten Textfelder ):

 1. Bei Vertragsabschluss sind im Kleingarten keine Gebäude vorhanden. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich,
bauliche Anlagen jeder Art nur unter Beachtung des §§ 6 & 6a dieses Vertrages zu errichten.

 2. Bei Vertragsabschluss ist/sind im Kleingarten folgende/s getrennt stehende/s Gebäude als bauliche Anlagen vorhanden siehe Anlage 3

A: Ein Gebäude (Laube) mit einer Gesamtfläche von ca. _____________m²

A1:__________m² A2:__________m² A3:__________m² A4:__________m² A5:__________m² A6:__________m²

sowie Nebenbauten: B: Ein Gebäude mit einer Fläche von ca.: ______m ² C: Ein Gewächshaus mit einer Fläche von ca.: ______m ²

D: Eine Überdachung mit einer Fläche von ca. :__________m²

Die Aufzählung ist vollständig.

 3. Der/Die Unterpächter/in übernimmt/übernehmen einen mobilen Holz/Blechschuppen mit einer Größe von ______ m² (max. 3 m²),
und/oder eine mobile Überdachung von ______ m². Es handelt sich um unzulässige Baulichkeiten, da die vorhandene Laube bereits die
höchstzulässige Größe von 24 m² ausschöpft. Diese Baulichkeiten werden vom Bezirksverband nur geduldet. Die Duldung ist vom
Bezirksverband jederzeit widerrufbar, insbesondere wenn dies der Grundstückseigentümer verlangt. Der/Die Unterpächter/in hat/haben
keinen Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Entschädigung für diese Bauteile.

 4. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, innerhalb von 9 Monaten nach Vertragsabschluß die Bauteile _____________ mit einer
Gesamtgröße von ____________ m² des unter Buchstaben A aufgeführten Gebäudes gemäß beigefügter Anlage 3 (auf der Skizze
schraffiert dargestellte Flächen) einschließlich der Fundamente und Haltekonstruktionen zu verkleinern bzw. zu beseitigen und das
gesamte Abrissmaterial aus dem Kleingarten zu entfernen. Nach Beseitigung muss es möglich sein, die bisherigen Standflächen
kleingärtnerisch zu nutzen.

 5. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, innerhalb von 9 Monaten nach Vertragsabschluss, das/die unter dem/den Buchstaben
________________________ aufgeführte/n Gebäude vollständig, d. h. einschließlich der Fundamente und Haltekonstruktionen, zu
beseitigen und das gesamte Abrissmaterial vollständig aus dem Kleingarten zu entfernen. Nach Beseitigung muss es möglich sein, die
bisherigen Standflächen kleingärtnerisch zu nutzen.

 6. Für die Maßnahmen zu Ziffer 4 und 5 (entsprechend angekreuzt) und die sonstigen Beseitigungsauflagen gemäß Abschätzung

erhalten/erhält sie/er im Rahmen der Ersatzvornahme einen Betrag entsprechend der finanziellen Übernahmevereinbarung, der nach
Erledigung aller Arbeiten und Bestätigung durch den Kolonievorsitzenden gegenüber dem BV unter Abzug der
Bearbeitungsgebühr überwiesen wird.

 7. Die Maßnahmen zu Ziffer 4 und 5 (entsprechend angekreuzt) und die sonstigen Beseitigungsauflagen gemäß Abschätzung werden
vom/von den/der Unterpächter/in auf eigene Kosten durchgeführt, näheres regelt die Vereinbarung zur finanziellen
Übernahmevereinbarung.

 8. Der/Die Unterpächter/in ist/sind darüber informiert, dass das unter Buchstaben A aufgeführte(n) Gebäude auch nach einer ggf. unter
Ziffer 4 und / oder 5 in dieser Anlage geforderten Verkleinerung hinsichtlich der Größe nicht den Bestimmungen dieses Vertrages
entspricht/entsprechen, insbesondere dass kein Bestandsschutz besteht. Jegliche Instandsetzungsmaßnahmen bedürfen der vorherigen
schriftlichen Zustimmung des Bezirksverbandes, um Reduzierungsmaßnahmen auf die vertraglich zulässige Größe prüfen zu können.
Erneuerungsmaßnahmen an den tragenden Teilen sind unzulässig.

 9. Nach ggf. einer Reduzierung gemäß Ziffer 4 bzw./und 5 sind folgende Baulichkeiten auf der Parzelle vorhanden:

A: Ein Gebäude (Laube) mit einer Gesamtfläche von ca. __________ m² A1:__________m² A2:__________m²

A3:__________m² A4:__________m² A5:__________m² A6:__________m²

sowie Nebenbauten: B: Ein Gebäude mit einer Fläche von ca.: ______m ² C: Ein Gewächshaus mit einer Fläche von ca.: ______m ²

D: Eine flexible Überdachung mit einer Fläche von ca. :__________m²

 10. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet/en sich, die unter 9. aufgeführten Baulichkeiten spätestens bei Beendigung des Unterpachtvertrages,

a)  auf_____________m² zu reduzieren,

b)  einen Totalabriss vorzunehmen,
(jeweils einschließlich der Fundamente und der notwendigen Folgearbeiten).

⊠ 11. Eine Veränderung, insbesondere an bautragenden Teilen (Instandsetzung), ist während der Nutzung unzulässig und hat den
sofortigen Rückbau auf 24 m² zur Folge. Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung durch den Bezirksverband.

 12. Sind Ziffer 10, a) oder b), durch ankreuzen vereinbart, sind/ist der/die Unterpächter/in nach den vorstehenden Regelungen verpflichtet,
die vorhandenen Baulichkeiten zu reduzieren oder gegebenenfalls komplett zu beseitigen (Totalabriss) und hat zu diesem Zweck in den
nachfolgenden Regelungen die Hinterlegung einer Sicherheit zur Deckung der voraussichtlichen Beseitigungskosten vereinbart, so ist
der Bezirksverband aus Anlass der Beendigung des Unterpachtvertrages berechtigt, der/den/dem Unterpächter/in anzubieten, dass er/sie
anstelle der Durchführung der vereinbarten Reduzierungs- und Beseitigungsmaßnahmen mindestens die Hälfte des vereinbarten
Hinterlegungsbetrages an den Bezirksverband zahlt/zahlen. Der/Die Unterpächter/in hat/haben keinen Rechtsanspruch darauf, dass der
Bezirksverband ihm/ihr/ihnen ein derartiges Angebot unterbreitet.
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 13. Eine Reduzierung der Bauteile A______ A______ A______ wird bis zu einem notwendigen Totalabriss zurückgestellt, da dafür eine
Baugenehmigung vorliegt bzw. diese bis 31.12.1958 im Rahmen der Bauordnung von Berlin v. 9.11.1929 errichtet wurden und die
genehmigten bzw. bis 1958 vorhandenen Bauteile noch unverändert und nicht überformt sind, bzw. sie so, gemäß des
Unterpachtvertrages des Vorpächters, anstelle der damals zulässigen Größe übernommen wurden und noch unverändert
vorhanden sind. Diese Abrissrückstellung gilt solange, wie keine Veränderungen an bautragenden Teilen erfolgt
(Instandsetzungsverbot). Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung durch den Bezirksverband. Die Feststellung eines
notwendigen Totalabrisses erfolgt durch die Abschätzkommission des Verpächters und dies erkennen/erkennt der/die Unterpächter/in
ausdrücklich an.

 14. Der/die Unterpächter/in ist/sind darüber informiert, dass das unter Buchstaben A aufgeführte(n) Gebäude von max. 28 m² hinsichtlich
der Größe nicht den Bestimmungen des BKleingG und dieses Vertrages entspricht; deshalb sind Erneuerungsmaßnahmen an den
tragenden Teilen unzulässig. Die Laube kann in der Größe von max. 28 m² im Einvernehmen mit dem Eigentümer solange unverändert
genutzt werden, wie Instandsetzungsarbeiten oder Veränderungen an tragenden Teilen nicht erforderlich werden; diese würden zur
Reduzierung auf 24 m² zu Lasten der/des Unterpächter/in/s führen. Werden während der Pachtzeit oder bei Aufgabe der Parzelle solche
baulichen Maßnahmen oder Veränderungen festgestellt, ist die Laube auf Kosten der/des Unterpächter/in/s auf 24 m² zu reduzieren;
hierzu verpflichtet/n sich der/die Unterpächter/in ausdrücklich

⊠ 15. Die Vertragspartner sind sich darin einig, dass die Verpflichtung zur Durchführung der Reduzierung auf 24 m² gemäß Ziffer 10 auch
einen Totalabriss der Baulichkeiten beinhaltet, falls die Reduzierungsmaßnahmen technisch oder wirtschaftlich nur auf diese Weise
erfüllt werden können. Er/Sie wird/werden weiter darauf hingewiesen, dass nach einer Beendigung des Unterpachtvertrages die Erfüllung
aller Beseitigungs- und Abrissauflagen zur ordnungsgemäßen Räumung und Herausgabe der Kleingartenparzelle gehören.

 16. Der/ Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich - mehrere als Gesamtschuldner, einen Betrag in Höhe von ________________ € zuzüglich
eines Teuerungs- und Verwaltungskostenzuschlages jeweils von 5 %, also gesamt___________________ € zur Sicherung der
übernommenen Beseitigungsverpflichtung zu zahlen. Die Zahlung dieses Betrages ist binnen einer Frist von 4 Wochen nach Abschluss
des Unterpachtvertrages fällig, sofern nicht die Vertragspartner eine gesonderte Stundungsvereinbarung getroffen haben.
Kommt/kommen der/die Unterpächter/in mit der Zahlung des Sicherungsbetrages – ggf. nach Maßgabe einer gesonderten
Stundungsvereinbarung –mehr als 4 Wochen in Verzug, ist der Bezirksverband berechtigt, die weitere Zahlung des Sicherungsbetrages
abzulehnen und die sofortige Reduzierung gemäß Ziffer 10 bzw. 11 (Totalabriss) oder die fristlose Kündigung und Herausgabe der
Parzelle zu verlangen.

 17. Wegen des Vorteils der begrenzten Nutzung einer übergroßen Baulichkeit, die nach dem vorliegenden Vertrag sowie nach dem
Bundeskleingartengesetz nicht zulässig ist, sind sich die Vertragsparteien darin einig, dass eine Verzinsung des Sicherungsbetrages nicht
erfolgt.

 18 Der/Die Unterpächter/in erhält/erhalten ferner nach vollständiger Durchführung der vertraglich vereinbarten Beseitigungsverpflichtung
einen Betrag in Höhe von ________________ €, die vom früheren Unterpächter als Sicherung zur Durchführung der übernommenen
Beseitigungsverpflichtung hinterlegt worden ist. Auch dieser Betrag wird nicht verzinst.

 19. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, innerhalb von 9 Monaten nach Vertragsabschluß eine vorhandene Versiegelung(3) der
Kleingartenfläche entsprechend der Beseitigungsauflage unter 6.4 des Abschätzungsprotokolls zurückzubauen.

 20. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, innerhalb von 9 Monaten nach Vertragsabschluß –jedoch nicht in der Zeit vom 01.03. bis
30.09. eines Jahres –Bäume, einschließlich des Wurzelwerks, vollständig aus dem Kleingarten zu entfernen (gemäß beigefügter Anlage 3
–Skizze und Ziffer 6.4 des Abschätzprotokolls).

 21. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, die weiteren Auflagen, die vom Vorpächter noch nicht erfüllt worden sind, und zwar

___________________________________________________________________________________________________________

(z.B. Gerätschaften, Stubben, Mobiliar, Grube verfüllen usw.) binnen 9 Monaten nach Vertragsabschluss zu beseitigen.

 22. Der/die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, spätestens bei Beendigung des Unterpachtvertrages folgende Beseitigungen auf eigene

Kosten durchzuführen:_________________________________________________________________________________________

 23. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, sich innerhalb von 9 Monaten an die in der Kleingartenanlage vorhandene Kanalisation
anschließen zu lassen, sie haben dafür die jeweils vom Bezirksverband beschlossenen Anschlussgebühren zu entrichten.

 24. Kanalisationsanschluss ist bereits vorhanden. Im Übrigen wird auf § 6a Ziffer 10 verwiesen.

 25. Der/Die Unterpächter/in verpflichtet(n) sich, innerhalb von 9 Monaten nach Übernahme des Kleingartens eine geschlossene
Abwassersammelgrube mit DIBT-Zertifikat einzubringen, einen Dichtigkeitsnachweis fertigen zu lassen, dem Verpächter eine Kopie
vorzulegen (auf § 6 des UPV wird verwiesen), sowie die vorhandene, dichte Abwassergrube weiter zu nutzen und Entsorgungsbelege
jeweils zum Nachweis der ordnungsgemäßen Entsorgung als ggf. auch für die Abrechnung des eingeleiteten Abwassers gegenüber den
Wasserbetrieben und der Kleingartenanlage aufzuheben und auf Verlangen dem Beauftragten des Verpächters auszuhändigen.

Berlin,____________ ___________________________________________
Bezirksverband Charlottenburg der Kleingärtner e. V.

__________________________ __________________________
Unterschrift Unterpächter zu 1.1. Unterschrift Unterpächter zu 1.2.

_________________________________________
Kenntnis genommen (Kleingartenvereinsvorstand)
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